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Staat und Recht im Imperialismus
Die Verfassungssituation Frankreichs
30 Jahre Verfassung der V. Republik
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Am 4. Oktober 1958 trat mit ihrer Veröffentlichung im „Jour­
nal Officiel“ die Verfassung der V. Französischen Republik 
vom 28. September 1958 in Kraft. Die damit in die Wege ge­
leiteten Veränderungen der Staatsorganisation — so heben 
bürgerliche Verfassungsrechtler hervor — „markieren einen 
Bruch in der Verfassungsentwicklung seit 1870. Sicherlich be­
kennt sich die Verfassung vom 4. Oktober 1958 zum funda­
mentalen Prinzip des parlamentarischen Regimes, der politi­
schen Verantwortung der Regierung vor dem Parlament, aber 
sie organisiert sie nach ganz anderen Verfahren als die zwei 
vorhergehenden Regimes“.1 Marxistische französische Staats­
wissenschaftler weisen darüber hinaus auf die tiefgreifenden 
inhaltlichen, autoritären Wandlungen im Klassenwesen der 
Staatsmacht hin, die sich mit dem Übergang zur V. Republik 
vollzogen haben: die Schaffung einer politischen Ordnung im 
Sinne der großen Kapitalgesellschaften, die „die Arbeiter­
klasse und ihre Repräsentanten“ zu neutralisieren sucht, die 
Etablierung von „autoritären Mechanismen, die geeignet sind, 
der Bourgeoisie den politischen Erfolg zu bringen, den sie 
brauchte“.1 2

Das Ende der IV. Republik
und die Entstehung der V. Republik

Die Verfassung der V. Republik erwuchs aus der Kritik und 
dem Unbehagen großbürgerlicher Kreise an der IV. Republik 
und deren Verfassung vom 27. Oktober 1946, an dem in ihr 
verankerten Prinzip der Oberhoheit des Parlaments, an den 
für diese Kreise oft unübersichtlichen, schnell wechselnden 
Regierungskonstellationen, an der stets latenten Möglichkeit, 
daß in der Nationalversammlung linke und zentristische Par­
teien ihren Antikommunismus überwinden und gemeinsam 
mit den parlamentarisch starken Kommunisten, gestützt auf 
demokratische Verfassungsgebote, grundlegende gesellschaft­
liche Veränderungen einleiten.

Eine geeignete Situation, um die Verfassung von 1946 und 
mit ihr die IV. Republik zu Grabe zu tragen, entstand mit dem 
Putsch französischer Truppen in Algerien am 19. Mai 1958, der 
nachfolgenden Besetzung Korsikas durch Fallschirmjäger und 
deren drohenden Landung in Paris. Charles de Gaulle er­
klärte sich bereit, seine Autorität als führende Persönlichkeit 
der Resistance einzusetzen, um diese Staatskrise zu überwin­
den. Am 1. Juni 1958 von der Nationalversammlung als Re­
gierungschef bestätigt, nutzte er die ihm übertragenen Voll­
machten, um das gesamte Regierungssystem umzugestalten. 
Der Weg dafür war frei, als die Nationalversammlung zwei 
Tage später mit 361 gegen 161 Stimmen den Art. 80 der Ver­
fassung von 1946 aufhob und die Kompetenz für Verfassungs­
änderungen von der Nationalversammlung auf die Regierung 
übertrug. Eine kleine Gruppe des Staatsrates arbeitete in 
enger Konsultation mit de Gaulle und seinen Ministern einen 
Verfassungsentwurf aus, der dann im Staatsrat, in einem 
„Konsultativen Verfassungs-Beirat“ (Conseil Consultatif 
Constitutionnel) und im Ministerrat beraten und präzisiert 
wurde.3 In einem Referendum am 28. September 1958 spra­
chen sich 79,25 Prozent der Abstimmenden für die neue Ver­
fassung aus. Nur 40 Prozent von ihnen erklärten in Meinungs­
umfragen, der Verfassung wegen ihres Inhalts zugestimmt zu 
haben; 41 Prozent gaben an, dies wegen der Persönlichkeit 
de Gaulles getan zu haben.4

„Die IV. Republik starb an ihrem Antikommunismus.“5 
Nicht etwa wegen des Übergewichts der Rechtsparteien, son­

dern infolge des äntikommunistisch motivierten Ausschlusses 
der FKP von jeder Regierungstätigkeit fehlte in der National­
versammlung eine Mehrheit für demokratische und soziale 
Veränderungen. Die IV. Republik konnte als „immobil“, als 
beherrscht von einem „Regime zerstrittener Parteien“ hinge­
stellt werden. Die bürgerlichen und in der Mehrheit auch die 
sozialistischen Abgeordneten folgten de Gaulle. Die Volks­
massen waren überwiegend nicht bereit, sich aktiv für die 
Verteidigung einer Republik einzusetzen, die sich nicht fähig 
zeigte, in ihrem Interesse Politik zu machen.

Die Grundlinie wie auch wichtige Detailregelungen der 
neuen Verfassung waren lange vor 1958 konzipiert worden. 
Als ihr eigentlicher geistiger Vater gilt Michel Debre, der noch 
während der faschistischen Besetzung Frankreichs zusammen 
mit Emmanuel Moniek, dem späteren Gouverneur der Bank 
von Frankreich, als Vordenker des großbürgerlichen Flügels 
der Resistance in Verfassungsfragen das Konzept einer Prä­
sidialrepublik entwickelt hatte.6 Debre, später Premiermini­
ster unter de Gaulle, leitete im Sommer 1958 die Ausarbeitung 
der Verfassung der V. Republik.

An der Spitze des Staates, so hatte er bereits 1943/44 ge­
fordert, müßte „ein wahrhafter republikanischer Monarch“ 
stehen, ausgestattet mit vielfältigen Vollmachten, insbeson­
dere auch mit der Kompetenz, die Nationalversammlung auf­
zulösen. Das Parlament müßte in seinen Rechten stark be­
schränkt werden, „damit es aufhört, die Regierung daran zu 
hindern zu regieren“. Das „Defizit“ an parlamentarischer Sta­
bilität sollte überdies mittels eines „guten Wahlgesetzes“ be­
hoben werden.7

Charles de Gaulle griff genau mit diesem Programm in die 
Diskussion um die Verfassung der IV. Republik ein, nachdem 
der erste Verfassungsentwurf in einem Referendum am 5. Mai 
1946 keine Mehrheit gefunden hatte. Er plädierte — damals 
allerdings erfolglos — dafür, daß die Exekutive nicht aus dem 
Parlament hervorgeht und der von ihm favorisierte starke 
Präsident an der Spitze des Staates ein „nationales Schieds- 
amt“ erhält, „das über den politischen Ungewißheiten steht 
und inmitten aller Berechnungen und Intrigen der Kontinui­
tät Geltung verschafft“.8 '

1958 bestimmten diese Vorstellungen, die von de Gaulle 
und seinen Anhängern nie aufgegeben worden waren, die 
Ausarbeitung der Verfassung der V. Republik bzw. gingen 
direkt in ihren Text ein. Debre und de Gaulle bekräftigten ihr 
Konzept zur Sicherung der Staatsautorität, zur Disziplinierung 
der Nationalversammlung und zur Zurückdrängung störender 
politischer Aktivitäten der Parteien und ihrer Führungen.

Der Dualismus zwischen Präsident und Premierminister

Die herausragende Stellung des Präsidenten der Republik, 
sein Verhältnis zum Premierminister und die Stellung beider 
zum Parlament (bestehend aus der Nationalversammlung und 
dem Senat) geben der Verfassung der V. Republik ihr spezifi­
sches Gepräge, kennzeichnen das französische Regierungs­
system als ein einzigartiges „parlamentarisch-präsidentielles
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